
4. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verwehrt es den Mitglied­
staaten, im Rahmen der ihnen nach Art. 3 Abs. 3 der Verord­
nung Nr. 2988/95 eingeräumten Befugnis auf die Rückforderung 
eines rechtswidrig aus dem Unionshaushalt erlangten Vorteils eine 
30-jährige Verjährungsfrist anzuwenden. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen der Corte 
dei Conti, Sezione Giurisdizionale per la Regione 

Siciliana — Italien) — Teresa Cicala/Regione Siciliana 

(Rechtssache C-482/10) ( 1 ) 

(Nationales Verwaltungsverfahren — Verwaltungsakte — Be­
gründungspflicht — Möglichkeit, im Laufe eines gerichtlichen 
Verfahrens gegen einen Verwaltungsakt eine fehlende Begrün­
dung nachzuholen — Auslegung der Art. 296 Abs. 2 AEUV 
und 41 Abs. 2 Buchst. c der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union — Unzuständigkeit des Gerichtshofs) 

(2012/C 49/16) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte dei Conti, Sezione Giurisdizionale per la Regione Siciliana 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Teresa Cicala 

Beklagte: Regione Siciliana 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Corte dei Conti — Sezione 
Giuridizionale per la Regione Siciliana — Auslegung von Art. 
296 AEUV und Art. 41 Abs. 2 Buchst. c der Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union — Zulässigkeit einer nationalen 
Regelung, die es der öffentlichen Verwaltung ermöglicht, ihre 
Rechtsakte unter bestimmten Voraussetzungen nicht zu begrün­
den oder die fehlende Begründung eines Verwaltungsakts in 
einem gegen diesen Verwaltungsakt angestrengten gerichtlichen 
Verfahren nachzuholen 

Tenor 

Der Gerichtshof der Europäischen Union ist für die Beantwortung der 
von der Corte dei conti, Sezione giurisdizionale per la Regione Siciliana 
(Italien), mit Entscheidung vom 20. September 2010 vorgelegten 
Fragen nicht zuständig. 

( 1 ) ABl. C 328 vom 4.12.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Conseil 
d’État — Frankreich) — Centre hospitalier universitaire de 
Besançon/Thomas Dutrueux, Caisse primaire d’assurance 

maladie du Jura 

(Rechtssache C-495/10) ( 1 ) 

(Richtlinie 85/374/EWG — Haftung für fehlerhafte Produkte 
— Geltungsbereich — Nationale Regelung, die öffentliche 
Gesundheitseinrichtungen auch ohne eigenes Verschulden 
zum Ersatz von Schäden verpflichtet, die ein Patient durch 
die Fehlerhaftigkeit eines bei der Behandlung verwendeten 

Geräts oder Produkts erlitten hat) 

(2012/C 49/17) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d’État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Centre hospitalier universitaire de Besançon 

Beklagte: Thomas Dutrueux, Caisse primaire d’assurance maladie 
du Jura 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Conseil d’État — Auslegung des 
Art. 13 der Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 
1985 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte 
(ABl. L 210, S. 29) — Haftung der Einrichtungen des öffent­
lichen Gesundheitswesens gegenüber ihren Patienten — Zuläs­
sigkeit einer nationalen Haftungsregelung, die es dem Geschä­
digten erlaubt, selbst bei Fehlen eines Verschuldens Ersatz für 
durch die Fehlerhaftigkeit von Produkten verursachte Schäden 
zu erhalten — Beschränkung der Haftung des Erbringers von 
Dienstleistungen 

Tenor 

Die Haftung eines Dienstleisters, der im Rahmen der Erbringung von 
Dienstleistungen wie einer Krankenhausbehandlung fehlerhafte Geräte 
oder Produkte verwendet, deren Hersteller im Sinne von Art. 3 der 
Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Anglei­
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Haftung für fehlerhafte Produkte in der durch die Richtlinie 
1999/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. 
Mai 1999 geänderten Fassung er nicht ist, und dadurch dem Emp­
fänger der Dienstleistung einen Schaden zufügt, fällt nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie. Es läuft dieser Richtlinie daher 
nicht zuwider, dass ein Mitgliedstaat eine nationale Regelung wie die 
im Ausgangsverfahren fragliche einführt, die die Haftung eines solchen
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